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Vorwort 
von Martin Malek 

 
 

Die Ukraine ist der größte rein europäische Flächenstaat und 
die im Hinblick auf die Bevölkerungszahl (nach Russland) zweit-
stärkste postsowjetische Republik mit einem großen Potenzial in 
Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur. Dennoch fehlt es in der west-
europäischen Öffentlichkeit, Politik, (Politik-)Wissenschaft und 
Medienlandschaft vielfach immer noch an der Anerkennung der 
Bedeutung einer stabilen Ukraine für Frieden und Sicherheit in Eu-
ropa und in den internationalen Beziehungen überhaupt. 

In der EU dominiert seit dem Zerfall der UdSSR Ende 1991 
eine „Russia first“-Politik, die bereit ist, Präsident Wladimir Putin 
vieles „nachzusehen“ – die Errichtung eines autoritären und klep-
tokratischen Regimes im eigenen Land, die Militarisierung der Ge-
sellschaft und Hochrüstung der Streitkräfte, den Krieg im separa-
tistischen nordkaukasischen Tschetschenien (1999-2009), die Mili-
tärintervention gegen Georgien plus Anerkennung der „Unabhän-
gigkeit“ der dortigen „puppet states“ Abchasien und Südossetien 
im August 2008, die Annexion der Halbinsel Krim im März 2014 
und die Entfesselung eines Krieges in der ostukrainischen Region 
Donbass im Folgemonat, ab 2015 das militärische Eingreifen in Sy-
rien (zusammen mit einem iranischen Expeditionskorps und der is-
lamistischen „Hisbollah“) an der Seite von Präsident Assad mit sei-
nen Giftgaseinsätzen und Fassbomben auf die Zivilbevölkerung, 
die Beeinflussung von Wahlen und Abstimmungen im westlichen 
Ausland (mit der Wahl von Donald Trump zum Präsidenten der 
USA im November 2016 als Höhepunkt), den Bruch zahlreicher in-
ternationaler und bilateraler Verträge und Abkommen, die Ermor-
dung von „Verrätern“ insbesondere in Großbritannien usw.  

Die geographisch zwischen der EU und Russland gelegene 
Ukraine war stets ein ganz besonderes „Objekt der Aufmerksam-
keit“ Moskaus, ist doch dort seit vielen Jahren offen davon die 
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Rede, dass ohne den „kleinen slawischen Bruder“ eine Wiederher-
stellung eines (konkret wie auch immer beschaffenen) russischen 
„Imperiums“ aussichtslos oder unmöglich sei. Die Ukraine werde, 
so heißt es in Russland explizit, früher oder später ja doch „zurück-
kehren“; ihre Unabhängigkeit sei ein „Fehler der Geschichte“, der 
nur darauf warte rückgängig gemacht zu werden. Putin selbst 
sprach wiederholt davon, dass Russen und Ukrainer und Weißrus-
sen „ein Volk“ seien (sodass die Unabhängigkeit der Ukraine und 
Weißrusslands von Russland überhaupt keinen Sinn mache – wozu 
solle man „ein Volk“ auf drei Länder aufteilen?). Russland hatte am 
Gelingen des Projekts „unabhängige Ukraine“ ab 1991 nicht nur 
kein Interesse, sondern versuchte, dieses – und zwar insbesondere 
seit 1999, also dem Aufstieg Putins zur Macht im Kreml – aktiv zum 
Scheitern zu bringen. 

In der EU und in Nordamerika bemühte man sich freilich nach 
Kräften, diese russischen Diskurse zu „überhören“. Dazu gehörte 
auch ein stets nur minimales Engagement für die Ukraine und ihre 
Anliegen. Die zahlreichen Schwierigkeiten des jungen Staates wie-
derum würde kein seriöser Beobachter alleine mit russischem Ein-
fluss „erklären“, sind sie doch zum größten Teil eindeutig „haus-
gemacht“ (sie wurden dann allerdings von Russland nach Kräften 
und „gekonnt“ ausgenutzt). So befindet Marian Madeła in seiner 
vorliegenden Untersuchung mit guten Gründen, dass die ersten 
beiden Jahrzehnte nach der Unabhängigkeit der Ukraine durchaus 
als „verlorene Zeit“ gelten können, in der das Land immer mehr 
den Anschluss an die postkommunistischen Staaten Ostmitteleuro-
pas verlor und politische Instabilität wie wirtschaftliche Stagnation 
herrschten. Ein Konsens über die außen-, innen- und sicherheitspo-
litische, wirtschaftliche, kulturelle usw. Entwicklungsrichtung der 
Ukraine existierte zumindest bis 2014 weder in den Eliten noch in 
der Bevölkerung; die Vorstellungen dazu gingen diametral ausei-
nander.  

Dieser Stand der Dinge war gleichzeitig Folge wie Ursache der 
inhomogenen Ausprägung einer ukrainisch-nationalen Identität 
im Land, deren Intensität von Westen nach Osten (Donbass) und 
Süden (Krim) signifikant abnahm; dort waren prorussische (oder 
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sogar „prosowjetische“) Stimmungen immer sehr stark gewesen, 
was sich auch in entsprechenden Wahlergebnissen niederschlug. 
Der Donbass war nicht zufällig die politische Heimat von Viktor 
Janukowytsch und seiner „Partei der Regionen“. Er hatte, 2010 zum 
Präsidenten gewählt, im November 2013 die Unterzeichnung eines 
fertig ausgehandelten Assoziierungsabkommens mit der EU abge-
lehnt und damit in Kyiv und anderen Städten Massenproteste aus-
gelöst, die ihm schließlich, im Februar 2014, das Amt kosteten; er 
floh nach Russland, das bereits wenige Tage später die – zweifellos 
lange und gut vorbereitete – Besetzung der Krim startete, der schon 
im März die Annexion folgte. Kurz darauf eröffnete Russland in 
der ostukrainischen Region Donbass einen unerklärten (bis heute 
nicht beendeten) Krieg und errichtete in Gestalt der „Donezker 
Volksrepublik“ und der „Lugansker Volksrepublik“ zwei separa-
tistische Staatsgebilde bzw. „puppet states“, die sich der Kontrolle 
der Regierung in Kyiv seit damals konsequent entziehen. Im Früh-
jahr 2014 krachte es vernehmlich im Gebälk des ganzen ukraini-
schen Staatsgefüges. Dann allerdings kam es zu einer Anspannung 
aller Kräfte und dem Aufbau von politischem, militärischem und 
rüstungswirtschaftlichem, aber auch medien- und kulturpoliti-
schem Widerstand, dessen Umfang die Kremlführung überrascht 
haben dürfte. Russische Versuche, auch in anderen Städten – so ins-
besondere Charkiw und Odessa – Unruhe zu schüren und prorus-
sische „Bewegungen“ zu Machtfaktoren zu machen, scheiterten 
bald.  

Vor diesem Hintergrund entfaltet sich das analytische Szena-
rio des vorliegenden Buches. Marian Madeła geht generell der 
Frage nach, welche Reformen seit dem Machtwechsel in Kyiv im 
Februar 2014 angegangen wurden und wie der bislang erzielte 
Fortschritt im Kontext der politikwissenschaftlichen Transforma-
tionsforschung einzustufen ist. Dazu untersucht er zunächst die all-
gemeinen Ursachen für Systemtransformation, vermittelt einen 
Überblick über die wesentlichen Etappen des Transformationspro-
zesses in der Ukraine und präsentiert eine Auswahl wissenschaftli-
cher Erklärungsversuche zu der Frage, warum welche Reformen 
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bisher gescheitert sind oder jedenfalls nicht die erwünschten Ergeb-
nisse geliefert haben. Einer der Gründe dafür ist jedenfalls, dass 
viele Institutionen der unabhängigen Ukraine immer unter Ineffek-
tivität und Korruption gelitten haben. Deren Bekämpfung ist eines 
der zentralen Reformvorhaben, schwächt sie doch auch die in 
Kriegszeiten besonders geforderten Sicherheitsorgane. Die wich-
tigste Erklärung für ausbleibende oder unzureichende Reformen 
liefere aber, so Marian Madeła unter Berufung auf Henry E. Hale 
und Robert W. Orttung, das Problem einer unzureichend ausge-
prägten, in sich nicht völlig konsolidierten Staatlichkeit. Der lau-
fende Modernisierungsprozess müsse daher „auf die Festigung der 
Grundlagen der Staatlichkeit abstellen“. Marian Madeła konstatiert 
aber – jedenfalls im Vergleich mit 2014 – eine Verbesserung der 
Lage, was sich auch und gerade in einer Stärkung der Streitkräfte 
und des Sicherheitsapparats – und damit der Verteidigungsfähig-
keit – des Landes niederschlage. 

Besonderes Augenmerk widmet die vorliegende Studie der 
Reform des Staatsdienstes und der öffentlichen Verwaltung, haben 
doch seit 1991 ausgebliebene oder verschleppte Reformen dazu ge-
führt, dass dieser Bereich als ineffektiv und veraltet galt (und teil-
weise immer noch gilt). Von Kritikern wird insbesondere bemän-
gelt, dass es in der Verwaltung weder zu spürbaren Kürzungen 
und Kündigungen alter Kader noch zu relevanten Neueinstellun-
gen gekommen ist. Das Festhalten an altem Personal bedeutet frei-
lich, dass eine Behebung der Missstände und Qualitätsverbesserun-
gen der Leistungen für die Bevölkerung schwieriger bzw. unwahr-
scheinlicher werden. 

Die Wirtschaftslage der Ukraine ist anhaltend angespannt, 
wenngleich nach einem Rückgang der Wirtschaftsleistung 2014 
und 2015 eine gewisse Erholung eingetreten ist. Zu den wichtigsten 
Rahmenbedingungen jeglicher Reform gehört das „Wiedererstar-
ken der oligarchischen Kräfte“ (so Marian Madeła wörtlich), unter 
deren massivem Einfluss die Ukraine seit Beginn der 1990er Jahre 
steht. Politische Patronage, Klientelismus, Korruption und ein aus 
der Zeit gefallener Hang zu systematischer Intransparenz auch in 
tragenden Institutionen des Staates sind weiterhin omnipräsent. 
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Verschiedene Beobachter haben auf das scheinbare Oxymoron hin-
gewiesen, dass die Aufgabe, den ukrainischen Staat auf „neue Füße 
zu stellen“, aufgrund des ausgebliebenen Elitenwandels zu einem 
erheblichen Teil jenen Kräften zufällt, die für die zahlreichen Miss-
stände ursächlich verantwortlich sind. Marian Madeła stellt die Er-
folge und das Scheitern verschiedener Reformbemühungen einan-
der gegenüber und befindet, dass in mehreren Bereichen – wenn-
gleich nicht selten gegen den erkennbaren Willen von Teilen der 
alteingesessenen Eliten – Fortschritte erzielt worden sind. Von den 
(relativ kleinen) baltischen Republiken Estland, Lettland und Li-
tauen abgesehen ist das Ausmaß des ukrainischen Umbau- und Er-
neuerungsprozesses seit 2014 unter den postsowjetischen Staaten 
beispiellos. 

Marian Madełas Studie konzentriert sich auf den Verlauf des 
Reformprozesses bis Herbst 2017. Definitive Ergebnisse kann sie 
zwangsläufig nicht liefern, da alle behandelten Vorgänge noch im 
Fluss sind. Die vorläufigen Resultate der Analyse der jüngsten Ver-
gangenheit sind allerdings aufschlussreich genug und liefern wich-
tige Hinweise auf Tendenzen, die sich auch in der überschaubaren 
Zukunft fortsetzen dürften.  

Andauern wird auch der Umstand, dass alles, was im Land 
geschieht, unter dem Schatten der militärischen Okkupation von 
ca. 7% des Territoriums, nämlich der Krim und von Teilen des Don-
bass, durch Russland steht. Die EU, der die Ukraine beitreten 
möchte, sollte in ihrer unmittelbaren Umgebung eigentlich keine 
rechtswidrigen Grenzänderungen und Invasionen in Nachbarstaa-
ten durch Russland hinnehmen. Dessen militärisches Vorgehen ge-
gen die Ukraine dient(e) auch und gerade der Verhinderung ihrer 
Annäherung an die EU mit dem Ziel einer Mitgliedschaft. Es ist 
denn auch nicht zu sehen, wie die Ukraine der EU jemals betreten 
könnte, wenn ihre Regierung nicht ihr gesamtes Territorium kon-
trolliert (das nach wie vor geteilte Zypern ist kein ermutigendes 
Beispiel). 

Marian Madełas Folgerungen sind nicht alleine für die Ukra-
ine, sondern auch für andere Länder und internationale Organisa-
tionen relevant, die mit ihr zu tun haben bzw. als Geldgeber und 
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Berater fungieren. Das betrifft auch und gerade Politiker in den 
deutschsprachigen Ländern, die Entscheidungen treffen, die mas-
sive Auswirkungen auf die Ukraine haben – so z.B. über die von 
Russland forcierte Erdgaspipeline „Nord Stream“ durch die Ost-
see, mit der Moskau einmal mehr die Ukraine als Transitland um-
gehen und gleichzeitig die Abhängigkeit der EU von russischem 
Gas ausbauen will.  

Die EU sollte Kyiv auf ihrem diffizilen Weg in die Zukunft 
stärker unterstützen (wenngleich natürlich nicht „unkritisch“; so 
gilt es, die Verwendung finanzieller Mittel genau zu prüfen, um die 
Wahrscheinlichkeit von Missbrauch zu reduzieren), verdienen 
doch die Menschen in der Ukraine Respekt und Unterstützung für 
ihr Bestreben, in ihrem Land in Würde und Freiheit zu leben. Die 
Frage, ob sich Demokratie oder autoritärer Nationalismus nach 
dem „Vorbild“ von Putins Russland durchsetzt, wird auch und ge-
rade in der Ukraine entschieden. 

Die vorliegende Untersuchung stützt sich auf eine breite Quel-
lenbasis u.a. aus der Ukraine selbst (darunter Interviews mit Akt-
euren des Reformprozesses) und rekapituliert die thematisch ein-
schlägige Literatur. Marian Madeła, der die Ukraine gut kennt, un-
ternimmt eine illusionslose Bestandaufnahme und kombiniert da-
bei Sympathie für die Ukraine mit der Bereitschaft, ihre Probleme 
klar beim Namen zu nennen. Insgesamt: Dieser Studie kann guten 
Gewissens größtmögliche Verbreitung gewünscht werden. 




